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 Der Sicherheitsrat, 

 in Bekräftigung seiner Hauptverantwortung nach der Charta der Vereinten Nationen 

für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit, 

 unter Hinweis auf seine Resolution 2151 (2014) über die Sicherheitssektorreform und 

seine Resolution 2282 (2016) über die Überprüfung der Architektur der Friedenskonsolidie-

rung der Vereinten Nationen sowie auf die Erklärungen seiner Präsidentschaft vom 21. Fe-

bruar 2007 (S/PRST/2007/3), 12. Mai 2008 (S/PRST/2008/14) und 12. Oktober 2011 

(S/PRST/2011/19), 

 unter Hinweis auf seine Resolution 2282 (2016), die auf Resolution 70/1 der General-

versammlung „Transformation unserer Welt: die Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-

lung“ verwies, mit der ein umfassender, weitreichender und die Menschen in den Mittel-

punkt stellender Katalog universeller und transformativer Ziele und Zielvorgaben für eine 

nachhaltige Entwicklung angenommen wurde, 

 in der Erkenntnis, dass Entwicklung, Frieden und Sicherheit und die Menschenrechte 

miteinander verflochten sind und einander verstärken, 

 betonend, dass die Reform des Sicherheitssektors in einem Postkonfliktumfeld von 

entscheidender Bedeutung ist, wenn es darum geht, den Frieden und die Stabilität zu festi-

gen, die Armutsminderung, die Rechtsstaatlichkeit und eine gute Regierungsführung zu för-

dern, die rechtmäßige Autorität des Staates auszuweiten und den Rückfall von Ländern in 

einen Konflikt zu vermeiden, und ferner betonend, dass in dieser Hinsicht ein professionel-

ler, wirksamer und rechenschaftspflichtiger Sicherheitssektor und zugängliche und unpar-

teiische Strafverfolgungs- und Justizsektoren gleichermaßen notwendig sind, um die Grund-

lagen für Frieden und eine nachhaltige Entwicklung zu schaffen, 

 erneut auf die Notwendigkeit einer umfassenden Herangehensweise an die Friedens-

konsolidierung und Aufrechterhaltung des Friedens sowie von Maßnahmen zur systemati-

schen Berücksichtigung der Geschlechterperspektive hinweisend, unter anderem durch eine 

Sicherheitssektorreform im breiteren Rahmen der Rechtsstaatlichkeit, 

 unter Hinweis auf das souveräne Recht und die Hauptverantwortung des betreffenden 

Landes für die Festlegung seines nationalen Konzepts der Sicherheitssektorreform und sei-

ner nationalen Prioritäten in diesem Bereich, in der Erkenntnis, dass dieser Prozess in natio-

naler Eigenverantwortung ausgehend von den besonderen Bedürfnissen und Gegebenheiten 

des betreffenden Landes sowie auf dessen Ersuchen und im engen Benehmen mit ihm 
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stattfinden soll, und dazu ermutigend, alle maßgeblichen Interessenträger in die Sicher-

heitssektorreform einzubeziehen und auf nationaler und lokaler Ebene Fachwissen auf dem 

Gebiet der Sicherheitssektorreform aufzubauen, 

 in der Erkenntnis, dass die politische Führungsstärke und der politische Wille der na-

tionalen Behörden eine entscheidende Voraussetzung für Fortschritte bei der Sicherheitssek-

torreform sind, bekräftigend, dass den nationalen Behörden die Führungsrolle dabei zu-

kommt, eine inklusive nationale Vision für die Sicherheitssektorreform zu entwickeln, bei 

der die volle, gleichberechtigte und produktive Mitwirkung von Frauen Berücksichtigung 

findet, und betonend, dass ein wesentlicher Teil der nationalen Eigen- und Führungsverant-

wortung bei der Sicherheitssektorreform darin besteht, die Umsetzung dieser Vision zu ko-

ordinieren, nationale Ressourcen für die nationalen Sicherheitsinstitutionen bereitzustellen 

und die Wirkung des Prozesses der Sicherheitssektorreform zu verfolgen, 

 in Bekräftigung seiner Entschlossenheit, gegen die Auswirkungen bewaffneter Kon-

flikte auf Frauen, Jugendliche und Kinder anzugehen, und unter Hinweis auf seine Resolu-

tionen 1325 (2000), 1820 (2008), 1888 (2009), 1960 (2010), 2106 (2013), 2122 (2013), 2242 

(2015), 2467 (2019) und 2493 (2019) über Frauen und Frieden und Sicherheit, die Resolu-

tionen 1265 (1999), 1296 (2000), 1674 (2006), 1738 (2006) und 1894 (2009) über den 

Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten sowie die Resolutionen 2250 (2015), 

2419 (2018) und 2535 (2020) über Jugend und Frieden und Sicherheit und die Resolutionen 

1261 (1999), 1612 (2005), 1882 (2009), 1998 (2011), 2068 (2012) und 2143 (2014) über 

Kinder und bewaffnete Konflikte, 

 in Anerkennung der Rolle, die Friedenssicherungseinsätze und besondere politische 

Missionen der Vereinten Nationen mit entsprechendem Mandat dabei spielen, nationale Be-

hörden gegebenenfalls bei der Ausarbeitung inklusiver nationaler Strategien, Programme 

und Prioritäten für die Sicherheitssektorreform und bei der Koordinierung der internationa-

len Hilfe bei der Sicherheitssektorreform zu unterstützen, sodass diese an den nationalen 

Prioritäten ausgerichtet ist und internationale Unterstützung berücksichtigt, mit dem Ziel, 

Länder wirksam bei der Friedenskonsolidierung und der Aufrechterhaltung des Friedens zu 

unterstützen, und betonend, wie wichtig es ist, dass Friedenssicherungsmissionen und be-

sondere politische Missionen angemessen, berechenbar und dauerhaft mit Finanzmitteln 

und/oder Ressourcen ausgestattet werden, damit sie ihre Mandate erfüllen und die Unter-

stützung der Vereinten Nationen für Sicherheitssektorreformen erbringen können, 

 unter Hinweis auf die Berichte des Sonderausschusses der Generalversammlung für 

Friedenssicherungseinsätze, die dem Sekretariat der Vereinten Nationen Anleitung zum 

Thema der Sicherheitssektorreform und der Erarbeitung eines Konzepts der Vereinten Na-

tionen zur Sicherheitssektorreform gegeben haben, 

 mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über das Spektrum der Herausforderungen, denen 

schwache und dysfunktionale Sicherheitsinstitutionen gegenüberstehen, darunter die einge-

schränkte Fähigkeit des Staates, den Frieden zu konsolidieren und aufrechtzuerhalten sowie 

die öffentliche Sicherheit, die Rechtsstaatlichkeit und den Zugang zur Justiz innerhalb seiner 

Grenzen zu gewährleisten, feststellend, dass eine gute Lenkung und Beaufsichtigung des 

Sicherheitssektors wichtig ist, um sicherzustellen, dass die Sicherheitsinstitutionen Sicher-

heit schaffen und die Bevölkerung schützen, ferner feststellend, dass Defizite in der Regie-

rungsführung, operative Defizite und Rechenschaftsdefizite, die nicht behoben werden, das 

durch die Friedenssicherung Erreichte untergraben können und eine Rückkehr der Friedens-

sicherungs- und besonderen politischen Missionen in ihre früheren Einsatzgebiete notwen-

dig machen können, und in der Erkenntnis, dass wirksame und inklusive Prozesse der 

Sicherheitssektorreform ein wichtiger Bestandteil der politischen Prozesse, der nationalen 

Aussöhnung, der Unrechtsaufarbeitung, der Stabilisierung und des Wiederaufbaus in eini-

gen Postkonfliktländern gewesen sind, 
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 erneut erklärend, dass ein repräsentativer, flexibler, effizienter, wirksamer, professio-

neller, rechenschaftspflichtiger, nichtdiskriminierender und die Menschenrechte und die 

Rechtsstaatlichkeit voll achtender Sicherheitssektor der Eckpfeiler des Friedens und einer 

nachhaltigen Entwicklung ist und für die Verhütung von Konflikten, die Friedenskonsoli-

dierung und die Aufrechterhaltung des Friedens wichtig ist, 

 anerkennend, dass die Sicherheitssektorreform ein wichtiger Bestandteil der Friedens-

konsolidierungsbemühungen der Vereinten Nationen ist, und unter Hinweis auf die wichtige 

Arbeit der Kommission für Friedenskonsolidierung als spezialisiertes zwischenstaatliches 

Beratungsorgan, das bei internationalen Friedenskonsolidierungsbemühungen, einschließ-

lich der Unterstützung der Sicherheitssektorreform durch die Vereinten Nationen, für einen 

strategischen Ansatz und für Kohärenz sorgt, 

 daran erinnernd, dass der Großteil der vom Sicherheitsrat mandatierten Hilfe der Ver-

einten Nationen im Bereich der Sicherheitssektorreform in Ländern in Afrika stattfindet und 

an diese gerichtet ist und dass einige afrikanische Länder sich zu wichtigen Anbietern sol-

cher Hilfe entwickeln, und in dieser Hinsicht in Anerkennung der wichtigen Beiträge und 

der Kapazitäten der Afrikanischen Union und der subregionalen Organisationen zur Unter-

stützung und Anleitung nationaler Anstrengungen im Bereich der Sicherheitssektorreform, 

 Kenntnis nehmend von der Unterstützung, die bilaterale Akteure, regionale Organisa-

tionen, multilaterale Finanzinstitutionen und Sachverständigenorganisationen, darunter 

Hochschulen und Forschungsorganisationen, für Maßnahmen und andere Initiativen im Be-

reich der Sicherheitssektorreform leisten, und anerkennend, wie wichtig es ist, strategische 

Partnerschaften zu schließen und die Finanzierung abzustimmen, um die Wirkung der inter-

nationalen Unterstützung, die auf die nationalen Prioritäten im Bereich der Sicherheitssek-

torreform ausgerichtet ist und diese berücksichtigt, zu erhöhen, 

 unter Hervorhebung der Bedeutung der nationalen Eigenverantwortung und der Rolle, 

die gegebenenfalls die Koordinierung zwischen den unterschiedlichen Akteuren, die sich 

durch bilaterale und multilaterale Beiträge an der Unterstützung von Sicherheitssektorrefor-

men beteiligen, spielt, unter Betonung der Rolle, die Friedenssicherungseinsätze und beson-

deren politischen Missionen der Vereinten Nationen bei der Verbesserung dieser Koordinie-

rung unter Zugrundelegung einer nationalen Vision und nationaler Prioritäten spielen kön-

nen, und unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, sicherzustellen, dass die für die Sicher-

heitssektorreform bereitgestellte Unterstützung an den nationalen Prioritäten ausgerichtet 

und transparent, inklusiv und rechenschaftlich ist, 

 in Anerkennung der zentralen Stellung der Sicherheitssektorreform als Grundelement 

der Mandate von Friedenssicherungs- und besonderen politischen Missionen, unter Beto-

nung der Rolle von Friedenssicherungseinsätzen und besonderen politischen Missionen bei 

der Unterstützung politischer Lösungen und hervorhebend, wie wichtig die Vereinten Natio-

nen, namentlich durch ihre Friedenssicherungseinsätze und besonderen politischen Missio-

nen, dabei sind, die nationalen Regierungen auf entsprechendes Ersuchen gegebenenfalls 

bei der Verbesserung der Lenkung des Sicherheitssektors und beim Aufbau von Sicherheits-

institutionen zu unterstützen, die inklusiv, repräsentativ und zugänglich sind und auf die 

Bedürfnisse der Bevölkerung eingehen, und welche wichtige Rolle der Kommission für 

Friedenskonsolidierung und dem Friedenskonsolidierungsfonds bei der Unterstützung der 

Sicherheitssektorreform zukommt, 

 unter Hinweis auf die wichtige Rolle, die die Vereinten Nationen bei der Unterstüt-

zung nationaler Maßnahmen zur Verbesserung der Lenkung des Sicherheitssektors und zum 

Aufbau tragfähiger Sicherheitsinstitutionen gespielt haben, und die Anstrengungen würdi-

gend, die die Vereinten Nationen, insbesondere die Hauptabteilung Friedensmissionen und 

darin die Gruppe Sicherheitssektorreform und die Interinstitutionelle Arbeitsgruppe der 
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Vereinten Nationen für Sicherheitssektorreform, unternommen haben, um ein umfassendes 

Konzept der Vereinten Nationen zur Sicherheitssektorreform durch die Erarbeitung von sys-

temweiten fachbezogenen Leitlinien und den Aufbau ziviler Kapazitäten, durch Koordinie-

rungsmechanismen und durch den Aufbau strategischer Partnerschaften mit regionalen und 

subregionalen Organisationen, insbesondere der Afrikanischen Union, weiter zu stärken, 

 unterstreichend, wie wichtig die enge Koordinierung des gesamten Spektrums der Tä-

tigkeiten der Vereinten Nationen am Amtssitz wie im Feld auf dem Gebiet der Sicher-

heitssektorreform ist, insbesondere zwischen den vom Sicherheitsrat mandatierten Missio-

nen und dem Landesteam der Vereinten Nationen, unter Hinweis auf die Rolle der Globalen 

Koordinierungsstelle für Rechtsstaatlichkeit im Kontext der Sicherheitssektorreform bei der 

Stärkung der integrierten Maßnahmen und gemeinsamen Ansätze der Vereinten Nationen 

auf Landesebene und den mit Aktivitäten auf dem Gebiet der Sicherheitssektorreform be-

auftragten Institutionen der Vereinten Nationen nahelegend, gegebenenfalls über die vor-

handenen Koordinierungsmechanismen tätig zu werden, 

 in der Erkenntnis, dass die Sicherheitssektorreform, wie vom jeweiligen Mitgliedstaat 

festgelegt, in manchen Kontexten Verteidigung, Polizei, Justiz und Strafvollzug, Katastro-

phenbewältigung und Grenz-, Zoll- und Einwanderungsdienste sowie landesübliche und tra-

ditionelle Sicherheitsakteure umfasst, und betonend, wie wichtig es ist, Initiativen, die auf 

die strategische Lenkung des Sicherheitssektors sowie auf Aspekte der Verwaltung und Auf-

sicht eingehen, angemessen zu berücksichtigen, um die langfristige Tragfähigkeit des 

Sicherheitssektors je nach den besonderen Bedürfnissen und Umständen des jeweiligen Lan-

des zu gewährleisten, 

 erneut darauf hinweisend, wie wichtig die Rechtsstaatlichkeit als eines der Grundele-

mente der Konfliktprävention, der Friedenssicherung, der Konfliktbeilegung und der Frie-

denskonsolidierung ist, und erneut auf die Erklärung seiner Präsidentschaft vom 21. Februar 

2014 (S/PRST/2014/5) hinweisend, daran erinnernd, dass die Sicherheitssektorreform in-

nerhalb eines breiten rechtsstaatlichen Rahmens stattfinden muss, und in dieser Hinsicht auf 

den Beitrag hinweisend, den eine wirksame, professionelle und rechenschaftspflichtige Po-

lizei, die die Sicherheit der Bevölkerung gewährleistet, zum Aufbau von Vertrauen zwischen 

den staatlichen Behörden und der Öffentlichkeit sowie bei der Wiederherstellung der 

Rechtsstaatlichkeit in Postkonfliktländern leisten kann, 

 in der Erkenntnis, dass die Sicherheitssektorreform ein Grundelement der politischen 

Prozesse von Postkonfliktländern und der Stärkung der rechtsstaatlichen Institutionen bildet 

und dass die Einrichtung einer repräsentativen, wirksamen und rechenschaftlichen Lenkung 

des Sicherheitssektors, die die Bedürfnisse der gesamten Bevölkerung in Bezug auf Sicher-

heit und Justiz und den Aufbau dauerhafter Kapazitäten in den nationalen Sicherheitsinsti-

tutionen gewährleistet, sodass diese ihrer Schutzverantwortung gegenüber allen Zivilperso-

nen nachkommen können, für die Übertragung der Sicherheitsverantwortung an den Gast-

staat entsprechend einem erteilten Mandat sowie für den schrittweisen Abzug und Ausstieg 

von Friedenssicherungseinsätzen und besonderen politischen Missionen von zentraler Be-

deutung ist, 

 im Bewusstsein der Verknüpfungen zwischen der Sicherheitssektorreform und ande-

ren wichtigen Faktoren der Stabilisierung und des Wiederaufbaus, darunter die nationale 

Aussöhnung, die Unrechtsaufarbeitung, die Entwaffnung, Demobilisierung, Wiedereinglie-

derung und die langfristige Rehabilitation ehemaliger Kombattanten und aller Betroffenen, 

insbesondere auch von Frauen, Jugendlichen und Kindern, die nationale Verwaltung von 

Kleinwaffen und leichten Waffen, die Durchführung von Waffenembargos, die Verringe-

rung von bewaffneter Gewalt und organisierter Kriminalität, Maßnahmen zur Bekämpfung 

der Korruption, der Schutz von Zivilpersonen, insbesondere auch von Frauen, Jugendlichen 

und Kindern, sowie Gleichstellungs- und Menschenrechtsfragen, 
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 1. bekräftigt, wie wichtig die Sicherheitssektorreform für die Friedenskonsolidie-

rung und die Aufrechterhaltung des Friedens, einschließlich der Konfliktprävention und der 

Stabilisierung und des Wiederaufbaus von Staaten nach einem Konflikt, ist, und trifft den 

Beschluss, auch künftig Aspekte der Sicherheitssektorreform zu einem festen und gegebe-

nenfalls vorrangigen Bestandteil der Mandate von Friedenssicherungseinsätzen und beson-

deren politischen Missionen der Vereinten Nationen zu machen; 

 2. verweist erneut darauf, dass die nationale Eigenverantwortung für die Prozesse 

der Sicherheitssektorreform von zentraler Bedeutung ist, verweist ferner erneut auf die Ver-

antwortung des betreffenden Landes bei der Festlegung der Hilfe für die Sicherheitssektor-

reform, soweit angebracht, und ist sich dessen bewusst, wie wichtig es ist, bei der Ausarbei-

tung der entsprechenden Mandate von Friedenssicherungseinsätzen und besonderen politi-

schen Missionen der Vereinten Nationen die Auffassungen der Gastländer zu berücksichtigen; 

 3. ermutigt die Mitgliedstaaten, die Reformen durchführen, die Führungsrolle bei 

der Festlegung einer inklusiven nationalen Vision und Strategie für die Sicherheitssektorre-

form, der die Bedürfnisse und Bestrebungen der gesamten Bevölkerung zugrundeliegen, zu 

übernehmen, und erkennt an, welche wichtige Rolle die Vereinten Nationen, namentlich 

ihre Kommission für Friedenskonsolidierung, und die Mitgliedstaaten sowie die regionalen 

und subregionalen Organisationen bei der diesbezüglichen Unterstützung für die Staaten 

spielen; 

 4. stellt fest, dass eine Sicherheitssektorreform breitere nationale politische Pro-

zesse unter Einbeziehung aller Bereiche der Gesellschaft, einschließlich der Zivilgesell-

schaft, die durch die Förderung der Rechtsstaatlichkeit, der Justiz, des nationalen Dialogs 

und der Aussöhnungsbemühungen die Grundlagen für Stabilität und Frieden, soziale und 

wirtschaftliche Entwicklung schaffen, unterstützen und von ihnen ausgehen muss, und trifft 

den Beschluss, Maßnahmen zur Lenkung und Reform des Sicherheitssektors, die solchen 

Bemühungen direkt zugutekommen, Vorrang einzuräumen; 

 5. bekräftigt, dass die Förderung der vollen, gleichberechtigten und produktiven 

Mitwirkung der Frauen am Sicherheitssektor wesentlich dazu beiträgt, inklusive, rechen-

schaftliche und rechtmäßige Institutionen aufzubauen, die die Bevölkerung wirksamer 

schützen und dauerhaften Frieden und nachhaltige Entwicklung fördern, bekundet seine Be-

sorgnis darüber, dass der gleichberechtigten Mitwirkung der Frauen an den Institutionen des 

Sicherheitssektors, in denen sie häufig unterrepräsentiert sind, nach wie vor erhebliche Hin-

dernisse im Weg stehen, und legt den Mitgliedstaaten in dieser Hinsicht nahe, kontextspe-

zifische Strategien und Programme zur Sicherheitssektorreform zu entwickeln, die unter an-

derem die Geschlechterperspektive systematisch einbeziehen, rechtliche, institutionelle und 

regulatorische Hindernisse für die gleichberechtigte Mitwirkung der Frauen am Sicher-

heitssektor beseitigen und dafür sorgen, dass Frauen auf allen Ebenen des Sicherheitssektors 

stärker vertreten sind; 

 6. in der Erkenntnis, dass Jugendliche einen dauerhaften Frieden aktiv mitgestalten 

und zur Konfliktprävention, Friedenskonsolidierung und Wiederherstellung, einschließlich 

der Förderung der Rechtsstaatlichkeit, der Gerechtigkeit und der Aussöhnung, beitragen sol-

len und dass eine große Jugendbevölkerung eine einzigartige demografische Dividende dar-

stellt, die unter der Voraussetzung einer inklusiven Politik zu dauerhaftem Frieden und wirt-

schaftlichem Wohlstand beitragen kann; 

 7. betont, dass eine Sicherheitssektorreform unerlässlich ist, um gegen Straflosig-

keit für Menschenrechtsverletzungen und -übergriffe und für Verstöße gegen das humani-

täre Völkerrecht, soweit anwendbar, anzugehen und die Rechenschaftslegung zu fördern, 

und dass sie zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit und des Zugangs zur Justiz beiträgt; 
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 8. legt den Mitgliedstaaten nahe, bei der Durchführung von Sicherheitssektorre-

formen den Kinderschutz systematisch zu berücksichtigen, beispielsweise indem sie den 

Kinderschutz zu einem Bestandteil der militärischen Ausbildung und der ständigen Dienst-

anweisungen sowie gegebenenfalls militärischer Richtlinien machen, in den nationalen Si-

cherheitskräften Kinderschutzeinheiten einrichten, wirksame Mechanismen zur Altersfest-

stellung schaffen, um die Einziehung Minderjähriger zu verhindern, Überprüfungsmecha-

nismen einrichten, um sicherzustellen, dass Personen, die für Rechtsverletzungen und Miss-

brauchshandlungen an Kindern verantwortlich sind, nicht in die nationalen Sicherheitskräfte 

aufgenommen werden, sowie Maßnahmen zum Schutz von Schulen und Krankenhäusern 

vor Angriffen und zur Verhinderung der militärischen Nutzung von Schulen unter Verstoß 

gegen das anwendbare Völkerrecht ergreifen; 

 9. betont, wie wichtig eine Sicherheitssektorreform ist, bei der die Polizeiarbeit, 

die Justiz und der Strafvollzug, die Verteidigung, das Grenzmanagement und der Grenz-

schutz, die Sicherung des Seeverkehrs, der Zivilschutz und andere maßgebliche Funktionen 

besser integriert werden, insbesondere auch durch den Aufbau professioneller, zugänglicher 

und rechenschaftspflichtiger Polizeikapazitäten, die die Resilienz der Gemeinwesen stärken, 

sowie der für ihre Beaufsichtigung und Verwaltung verantwortlichen Institutionen, und for-

dert nachdrücklich dazu auf, die sektorweite und die für einzelne Komponenten geleistete 

Unterstützung durch die Vereinten Nationen sowohl am Amtssitz als auch im Feld nach 

Bedarf wirksam zu integrieren; 

 10. erkennt an, dass es einer Lenkung und Reform bedarf, die alle Sicherheitsfunk-

tionen besser integriert, indem sie für eine klare Abgrenzung der Rollen und Verantwor-

tungsbereiche zwischen den jeweiligen Sicherheitsinstitutionen sorgt, und anerkennt in die-

ser Hinsicht die wichtige Rolle, die nationale Verteidigungsakteure beim Schutz der Souve-

ränität und Unversehrtheit der Staaten und ihrer Bevölkerung spielen; 

 11. legt den Friedenssicherungseinsätzen und besonderen politischen Missionen der 

Vereinten Nationen nahe, auch künftig zur Unterstützung von Bemühungen beizutragen, die 

das Vertrauen zwischen nationalen Sicherheitsakteuren und -institutionen und der Bevölke-

rung stärken; 

 12. betont, wie wichtig es ist, dass die zuständigen Organe der Vereinten Nationen 

bei den Missionsplanungsprozessen für eine Sicherheitssektorreform, wenn eine solche Teil 

des Mandats ist, die Unterstützung der nationalen Maßnahmen zur Sicherheitssektorreform 

umfassend berücksichtigen, nach Maßgabe der besonderen Bedürfnisse des Gastlands und 

seiner Bevölkerung, unter anderem durch Partnerschaften mit den anderen maßgeblichen 

internationalen und regionalen Akteuren, die der nationalen Regierung bei der Sicher-

heitssektorreform behilflich sind; 

 13. unterstreicht, wie wichtig es ist, die Unterstützung für sektorweite Initiativen zu 

verstärken, die darauf gerichtet sind, die Lenkung und die Gesamtleistung des Sicher-

heitssektors zu verbessern und sich mit den Grundlagen zu befassen, auf denen die Sicher-

heitsinstitutionen in den einzelnen Komponenten aufgebaut sind, und sicherzustellen, dass 

bei strategischen Partnerschaften und Koordinierungsmechanismen die Unterstützung und 

Finanzierung von Initiativen zur Lenkung der Sicherheitssektors vorrangig berücksichtigt 

werden, und stellt fest, dass die Lenkung und die Institutionen des Sicherheitssektors durch 

die Unterstützung inklusiver Dialoge über die nationale Sicherheit, die Überprüfung und 

Kartierung des nationalen Sicherheitssektors, die nationale Sicherheitspolitik und -strategie, 

die innerstaatlichen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Sicherheit, die nationalen Pläne 

für den Sicherheitssektor, die Überprüfung der öffentlichen Ausgaben für den Sicher-

heitssektor und die nationale Aufsicht, Lenkung und Koordinierung im Sicherheitsbereich 

gestärkt werden können; 
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 14. unterstreicht, dass die Steuerung des Übergangs von einem Friedenssicherungs-

einsatz oder einer besonderen politischen Mission in Bezug auf die Tätigkeiten auf dem 

Gebiet der Sicherheitssektorreform auf einer im Benehmen mit dem Gastland und in enger 

Abstimmung mit dem Landesteam der Vereinten Nationen durchgeführten aktuellen Ana-

lyse der Hilfe über die Mandatslaufzeit hinaus beruhen soll, damit die Friedenskonsolidie-

rungs- und Entwicklungsakteure in der Lage sind, in enger Partnerschaft mit nationalen Be-

hörden und lokalen Gemeinschaften und Organisationen, einschließlich Frauen und Jugend-

licher, sofern angezeigt, die erforderliche strategische Planung und Mitteleinwerbung vor-

zunehmen und so rasch wie möglich Fachkenntnisse und Erfahrungen an die Amtspersonen 

und Sachverständigen des Gastlands weiterzugeben, um den Erfolg und die Dauerhaftigkeit 

des Übergangs zu gewährleisten; 

 15. stellt fest, dass die Vereinten Nationen besonders gut positioniert sind, Mitglied-

staaten bei der Koordinierung einer Lenkung und Reform des Sicherheitssektors zu unter-

stützen, die je nach situationsspezifischem Bedarf an einer inklusiven nationalen Vision und 

inklusiven nationalen Prioritäten ausgerichtet sind und diese berücksichtigen, und dass die 

Vereinten Nationen in enger Zusammenarbeit mit maßgeblichen internationalen und regio-

nalen Akteuren in diesem Bereich über weitreichende Erfahrung und komparative Vorteile 

verfügen, und fordert alle maßgeblichen Akteure nachdrücklich auf, ihre Unterstützung auf 

transparente und koordinierte Weise an den nationalen Prioritäten auszurichten, um die ge-

wünschte Wirksamkeit zu gewährleisten und die Wirkung der internationalen Unterstützung 

für nationale Bemühungen im Bereich der Sicherheitssektorreform zu erhöhen; 

 16. legt den Mitgliedstaaten nahe, sich auch weiterhin an strategischen Gesprächen 

über die Stärkung des Konzepts und der Rolle der Vereinten Nationen in diesem wichtigen 

Bereich zu beteiligen und solche Gespräche zu fördern, unter anderem über den Sonderaus-

schuss der Generalversammlung für Friedenssicherungseinsätze und die Kommission für 

Friedenskonsolidierung; 

 17. verweist auf die wichtige Rolle, die Polizeikräfte der Vereinten Nationen dabei 

spielen können, die Reform nationaler Polizeiinstitutionen zu unterstützen und die interna-

tionale Unterstützung für diese zu koordinieren und Polizeikapazitäten in einer umfassenden 

Weise aufzubauen, die einen gemeinwesenorientierten Ansatz betont und die Schaffung 

starker Lenkungs-, Aufsichts- und Rechenschaftsmechanismen im Rahmen eines funktions-

fähigen Justiz- und Strafvollzugssystems einschließt; 

 18. stellt fest, dass die Friedenssicherungseinsätze und besonderen politischen Mis-

sionen der Vereinten Nationen mit einschlägigen Mandaten sowie die Interinstitutionelle 

Arbeitsgruppe für Sicherheitssektorreform die Überwachung und Evaluierung der Initiati-

ven der Vereinten Nationen zur Sicherheitssektorreform weiter stärken müssen, um die 

Wirksamkeit, die Koordinierung und die Kohärenz der Unterstützung der Vereinten Natio-

nen und anderer regionaler, bilateraler und multilateraler Partner für die nationalen Regie-

rungen zu gewährleisten; 

 19. legt den Mitgliedstaaten nahe, freiwillige Unterstützung für Anstrengungen im 

Bereich der Reform und Lenkung des Sicherheitssektors bereitzustellen und dafür zu sorgen, 

dass Maßnahmen zugunsten der Lenkung des Sicherheitssektors, einschließlich auf sektor-

weiter Ebene, mit ausreichenden Ressourcen ausgestattet sind, sofern möglich und im Rah-

men des Friedenskonsolidierungsfonds festgelegt und im Einklang mit den von den natio-

nalen Behörden gesetzten Prioritäten; 

 20. trifft den Beschluss, die Rolle des Sekretariats der Vereinten Nationen bei der 

Unterstützung der Sicherheitssektorreform weiter zu fördern, und ersucht den Generalse-

kretär, im Kontext der jeweiligen landesspezifischen Mandate die folgenden Maßnahmen 

zu erwägen: 
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 a) das umfassende, integrierte und kohärente Konzept der Vereinten Nationen auf 

dem Gebiet der Sicherheitssektorreform zu stärken; 

 b) zusätzliche Leitlinien, einschließlich zur systematischen Berücksichtigung der 

Geschlechterperspektive, für die zuständigen Amtspersonen der Vereinten Nationen, insbe-

sondere auch die Sonderbeauftragten und Gesandten des Generalsekretärs, auszuarbeiten 

und allen zuständigen Vertreterinnen und Vertretern der Vereinten Nationen ein besseres 

Verständnis dessen zu vermitteln, wie die mandatsmäßigen Aufgaben für eine Sicher-

heitssektorreform zu erfüllen sind; 

 c) die Sonderbeauftragten und -gesandten des Generalsekretärs und die Residie-

renden Koordinatorinnen und Koordinatoren der Vereinten Nationen zu ermutigen, dem 

strategischen Wert der Sicherheitssektorreform in ihrer Arbeit voll Rechnung zu tragen, ein-

schließlich über ihre Guten Dienste, und die Rolle der besonderen politischen Missionen der 

Vereinten Nationen bei der Förderung operativer und struktureller Präventionsinitiativen 

durch Aktivitäten und Maßnahmen im Rahmen der Sicherheitssektorreform angemessen zu 

berücksichtigen, soweit dies Teil ihres Mandats ist; 

 d) die Sonderbeauftragten des Generalsekretärs in den Friedenssicherungseinsät-

zen und besonderen politischen Mission der Vereinten Nationen zu ermutigen, die Lenkung 

und Reform des Sicherheitssektors, soweit mandatiert, voll in ihre Guten Dienste einzubin-

den und bei Aktivitäten der Mission zur Förderung von Friedensprozessen, zur Ausweitung 

der staatlichen Autorität und zur Stärkung eines schützenden Umfelds für Zivilpersonen die 

Rolle der Sicherheitssektorreform zu berücksichtigen; 

 e) in den regelmäßigen Berichten des Generalsekretärs an den Sicherheitsrat über 

konkrete Einsätze der Vereinten Nationen, für die der Sicherheitsrat ein Mandat erteilt hat, 

aktuelle Angaben zu den Fortschritten bei der Sicherheitssektorreform hervorzuheben, unter 

anderem durch die Entwicklung landesspezifischer Kriterien zur Bewertung der Wirksam-

keit der von den Vereinten Nationen bereitgestellten Hilfe, wenn im Mandat vorgesehen, 

und das Engagement der Gastländer für die Sicherheitssektorreform hervorzuheben, mögli-

che Hindernisse im Reformprozess zu ermitteln und dabei den umfassenden Ansatz und die 

integrierten und kohärenten Anstrengungen der Vereinten Nationen im Bereich Sicher-

heitssektorreform zu berücksichtigen, wenn im Mandat vorgesehen, damit der Sicherheitsrat 

seine Aufsicht über die Aktivitäten zur Sicherheitssektorreform verbessern kann; 

 f) in seinen regelmäßigen Berichten an den Sicherheitsrat über konkrete Einsätze 

der Vereinten Nationen, für die der Sicherheitsrat ein Mandat erteilt hat, Anstrengungen 

zugunsten der Koordinierung der internationalen Unterstützung für die Sicherheitssektorre-

form hervorzuheben, einschließlich aktueller Informationen über die von allen maßgebli-

chen, an der Unterstützung der Sicherheitssektorreform beteiligten Akteuren geleistete Un-

terstützung, damit der Sicherheitsrat seine Aufsicht über die Aktivitäten zur Sicherheitssek-

torreform stärken kann; 

 g) während aller Phasen der von den Vereinten Nationen unterstützten Friedens-

prozesse, einschließlich während der Verringerung der Personalstärke und während des 

Ausstiegs von Friedenssicherungseinsätzen und besonderen politischen Missionen, die zeit-

nahe und koordinierte Unterstützung der Übertragung der Aktivitäten im Zusammenhang 

mit der Sicherheitssektorreform sowie der maßgeblichen Partner in der Friedenskonsolidie-

rung zu ermutigen, um sicherzustellen, dass die nationalen Behörden durch das Landesteam 

der Vereinten Nationen und andere multilaterale und bilaterale Partner angemessen unter-

stützt werden; 

 h) auch künftig integrierte technische Leitfäden und entsprechende Ausbildungs-

module sowie nach Bedarf weitere Instrumente weiterzuentwickeln, um eine kohärente und 

koordinierte Unterstützung der Vereinten Nationen für die Sicherheitssektorreform zu 
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fördern, sowie Modalitäten für die gemeinsame Erbringung von Hilfe bei nationalen Re-

formmaßnahmen zu entwickeln und die Zuweisung von Ressourcen für Aktivitäten der Lan-

desteams der Vereinten Nationen und der Friedenskonsolidierungskomponenten der Frie-

denssicherungseinsätze und besonderen politischen Missionen der Vereinten Nationen im 

Bereich der Sicherheitssektorreform zu unterstützen; 

 i) die Lenkung und Reform des Sicherheitssektors weiter in strategische Partner-

schaften wie etwa mit der Afrikanischen Union sowie gegebenenfalls in bestehende Part-

nerschaftsmechanismen einzubeziehen, um das umfassende Konzept der Vereinten Natio-

nen für die Sicherheitssektorreform zu stärken und die strategische Kohärenz der Anstren-

gungen zu fördern, unter anderem durch die Formalisierung von Partnerschaften, die Fest-

legung der Aufgabenverteilung und die Einbeziehung der Ziele der Sicherheitssektorreform 

in die Missionsplanung und in die Übergangsprozesse; 

 j) die Fähigkeit der höheren Führungsebene der Landesteams der Vereinten Natio-

nen zu stärken, nach einer Verringerung des Personals und nach dem Ausstieg von Missio-

nen, die auf einem Mandat des Sicherheitsrats beruhen, einschlägige Friedenskonsolidie-

rungsaufgaben zu übernehmen, einschließlich Aktivitäten im Zusammenhang mit der Si-

cherheitssektorreform; 

 k) sicherzustellen, dass bei der Gewährung von Hilfe im Zusammenhang mit einer 

Sicherheitssektorreform die Durchführung etwaiger vom Sicherheitsrat mandatierter Waf-

fenembargos berücksichtigt wird, einschließlich der Möglichkeit von Ausnahmen von die-

sen Embargos, die speziell die Reform des Sicherheitssektors unterstützen sollen; 

 21. unterstreicht, wie wichtig Partnerschaften und die Zusammenarbeit mit regio-

nalen und subregionalen Abmachungen und Organisationen im Einklang mit Kapitel VIII 

der Charta der Vereinten Nationen sind, um die Sicherheitssektorreform zu unterstützen so-

wie ein stärkeres regionales Engagement zu fördern; 

 22. legt dem Generalsekretär nahe, die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten 

Nationen und der Afrikanischen Union im Einklang mit dem Gemeinsamen Rahmen der 

Vereinten Nationen und der Afrikanischen Union für eine verstärkte Friedens- und Sicher-

heitspartnerschaft (2017) und dem Rahmen der Afrikanischen Union und der Vereinten Na-

tionen für die Umsetzung der Agenda 2063 und der Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-

lung (2018) weiter zu fördern, um die Umsetzung des kontinentweiten Politikrahmens der 

Afrikanischen Union für die Sicherheitssektorreform, der sich auf die Afrikanische Frie-

dens- und Sicherheitsarchitektur stützt und diese unterstützt, zu stärken, legt ferner allen 

Partnern nahe, die Afrikanische Union auch weiterhin beim Aufbau ihrer diesbezüglichen 

Kapazitäten zu unterstützen, und anerkennt die Anstrengungen aller internationalen Partner, 

die Mitgliedstaaten bei Bedarf bei der Umsetzung ihrer Verpflichtungen aus regionalen 

Maßnahmen zu unterstützen; 

 23. weist erneut darauf hin, wie wichtig es ist, dass die Mitgliedstaaten untereinan-

der sowie mit regionalen und subregionalen Organisationen, Fachinstitutionen, einschließ-

lich Hochschulen und Forschungsorganisationen, und maßgeblichen Interessenträgern, ein-

schließlich Frauen- und Jugendorganisationen, Erfahrungen, bewährte Verfahren und Er-

kenntnisse, Wissen und Sachverstand zur Sicherheitssektorreform austauschen, und befür-

wortet in dieser Hinsicht eine Vertiefung des Süd-Süd-Austausches und der Süd-Süd-Zu-

sammenarbeit; 

 24. unterstreicht, wie wichtig die gleichberechtigte und wirksame Mitwirkung der 

Frauen an allen Phasen des Sicherheitssektorreformprozesses ist, in Anbetracht ihrer we-

sentlichen Rolle bei der Verhütung und Beilegung von Konflikten und der Friedenskonsoli-

dierung, mit dem Ziel, die Mitwirkung und Vertretung der Frauen in allen Institutionen des 

Sicherheitssektors zu erhöhen, anerkennt die Notwendigkeit, auf die besonderen Bedürf-
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nisse von Frauen und Mädchen, die formell Streitkräften oder bewaffneten Gruppen ange-

hören, sowie von Ehefrauen und Witwen ehemaliger Kombattanten einzugehen, und unter-

streicht, wie wichtig die gleichberechtigte und wirksame Mitwirkung der Frauen an der Stär-

kung der Maßnahmen zum Schutz von Zivilpersonen durch Sicherheitsdienste ist, ein-

schließlich der Bereitstellung einer angemessenen Ausbildung für Sicherheitspersonal, der 

Aufnahme von mehr Frauen in den Sicherheitssektor und wirksamer Überprüfungsverfahren 

mit dem Ziel, Personen, die sexuelle Gewalt begangen haben, aus dem Sicherheitssektor 

auszuschließen und dafür zu sorgen, dass sie zur Rechenschaft gezogen werden; 

 25. ersucht den Generalsekretär, einen Bericht über seine Anstrengungen zur Stär-

kung des umfassenden Konzepts der Vereinten Nationen für die Sicherheitssektorreform zu 

verfassen, der dem Sicherheitsrat im September 2021 vorzulegen ist und ihm als Grundlage 

für seine Beratungen zu dieser Angelegenheit dienen soll; 

 26. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befasst zu bleiben. 


